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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Berufsbildung durch Planung und 
Forschung (Berufsbildungsförderungsgesetz — BerBiFG) 

— Drucksachen 9/279, 9/827, 9/850 — 


Bericht der Abgeordneten Dr. Rose und 


Durch den von der Bundesregierung vorgelegten Ge- 
setzentwurf sollen die Rechtsgrundlagen für die Arbeit 
des Bundesinstituts für Berufsbildung einschließlich 
der Zusammenarbeit von Beauftragten der Arbeit- 
geber, Arbeitnehmer, der Länder und des Bundes, 
außerdem für den jährlichen Berufsbildungsbericht 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft und 
für die Berufsbildungsstatistik wiederhergestellt wer- 
den, die durch das Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 10. Dezember 1980 zur Unvereinbarkeit 
des Gesetzes zur Förderung des Angebots an Ausbil- 
dungsplätzen in der Berufsbildung (Ausbildungsplatz- 
förderungsgesetz) mit dem Grundgesetz entfallen 
waren. 

Der Gesetzentwurf belastet den Bundeshaushalt und 
die Länderhaushalte nicht mit zusätzlichen Kosten. 
Die notwendigen Mittel für das Bundesinstitut für 
Berufsbildung, den Berufsbildungsbericht und die 
Berufsbildungsstatistik sind in die öffentlichen Haus- 
halte bereits vor der Nichtigkeitserklärung des Aus- 
bildungsplatzförderungsgesetzes eingestellt worden. 


Bonn, den 30. September 1981 


Der Haushaltsausschuß 

Löffler Dr. Rose Westphal 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 


Westphal 


Für 1982 sind im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 
bei Kapitel 31 04 Titel 685 01 für das Bundesinstitut für 
Berufsbildung 28020000DM eingestellt. Für die Folge- 
jahre sind bei diesem Titel in der geltenden Finanz- 
planung für 

1983 31000000 DM, 

1984 32000000 DM, 

1985 33000000 DM 

vorgesehen. Die Kosten des Berufsbildungsberichts 
sind ebenfalls bei Kapitel 3104 Titel 532 01 veran- 
schlagt und für 1982 bis 1985 mit jeweils 150 000 DM 
vorgesehen. 

Die Mehrheit im Haushaltsausschuß hält diese Aus- 
gaben für vertretbar. Der Gesetzentwurf wird daher 
mit der Haushaltslage des Bundes für vereinbar erklärt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft vorgeschlagenen 
Beschlußempfehlung. 
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